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Derugrsprcisdurch diePost vierteljährlich 60Mk. Cinzel-

pummer fOMk - Anzeigen werden nicht angenommen.

Organisation — der Weg zum Erfolg.
Organisationstalent besteht, entgegen einer

verbreiteten landläufigen Ansicht nicht darin, daß

man jemand zeigt, was er falsch macht. Viel

wichtiger ist es, ihm zu zeigen, wie er das Falsche

richtig machen soll.

L
Tausendfach wird heute das Wort „Organisation14 gebraucht,

fn den meiste*! Fallen kann man mit Bestimmtheit annehmen, daß

der Inhalt dieser für das Wirtschaftsleben so wichtigen Bezeich*

nung.In seinem Wesen weder erkannt noch verstanden wird. Der

Kaufmann urv\ die Industrie haben die Bedeutung einer planmäßi¬

gen Organisation längst begriffen und ihre Arbeitsmethode danach

eingestellt. Auch jn Verwaltungskreisen bemüht man sich, diesem

Beispiel zu folgen: der hier sprichwörtlcih gewordene „Vorgang
aus den Akten44, nach dem man sich stets richten muß, scheint

also gefunden zu sein.

Nicht so bei den Versicherungsträgern, die als Mittelding

zwischen privatem Unternehmen und behördlicher Verwaltung

eigentlich auch ohne den unvermeidlichen Vorgang mit der Zeit

mitschreiten sollten. Erfreulicherwelse wird aber auch In diesen

Kreisen die Zahl derer, die nach neuen Wegen für die Vervoll¬

kommnung dos Geschäftsganges suchen, immer größer. Das be¬

weisen die vielen, mit Beiträgen aus der Praxis ausgestatteten

Spalten unterer führenden Fachschriften, wozu in erster Linie die

„Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung*4
zu zählen ist, die uns die Erfahrungen auch auf dem mehr oder

weniger noch einzeln stehenden Gebiete der Ver^altungstechnik
vermitteln.

Bei aller Anerkennung der vorbildlichen Leistungen unserer

Fachschriften auf theoretisch-wissenschaftlichen Gebieten wür¬

den wir in wirtschaftlicher Hinsicht doch nicht weiter kommen,

käme nicht auch die Praxis in ausreichendem Maße dabei zu

Ihrem Recht Das Tätigkeitsfeld der Praxis Ist so vielgestaltig
und gegenüber der theoretischen Wissenschaft so grundverschie¬

den, daß die gesonderte Behandlung dieses Gebiete.» ratsam er¬

scheint. Während für das erste Fach nur Wissenschaftler in

Betracht kommen können, wenn etwas Hervorragendes geleistet
werden soll, kann im Bereich der Praxis nur durch die Praxis

das gleicht Ziel erreicht werden. Wie der Architekt ohne die

Handwerker nicht fertig werden kann, so wird auch der Wissen¬

schaftler ohne den Praktiker wenig ausrichten können. Das eine

muß durch das andere ergänzt werden, soll etwas Ersprießliches

herauskommen.

Diesen Grundsatz gewissenhaft zu beachten, sollte die vor¬

nelimste Aufgabe unserer Fachzeitschriften sein zur weiteren

Förderung der deutschen Sozialversicherung Bei der heutigen

schwierigen wirtschaftlichen Lage muß ihr Ziel vornehmlich darin

bestehen, Mittel und Wege zu finden, den Betrieb der Verwal¬

tungsstellen Jurch planmäßige Organisation nach jeder Richtung
hin leistungsfähig zu machen und zu erhalten«

IL

Organisation! Das so sehr umstrittene Wort, für das man

bisher vergeblich einen deutschen Ausdruck zu prägen suchte, ist

griechischen Ursprungs. Mit Anordnung, Belebung, Gliederung,

Einrichtung wird es allgemein übersetzt, doch nicht erschöpfend.

Es sagt mehr, als man mit einem Wort auszudrücken vermag:

ein Sammelbegriff des Organischen1 Im Gegensatz zum Mecha¬

nischen, als dem Verhältnis einseitiger Wirkung und Beziehung,

haben wir es hier m't einer Wechselwirkung und Wechsel-

oezlehung z\ tun, durch die allein gesundes Leben gedeihen kann.

Zunächst nur für Jas Naturgebiet bestimmt, dehnte man später

den Ausdnuk „Organisation44 auf jede Einrichtung aus, die mit

einem natürlichen Organismus verglichen werden kann.

Von diesem Riesenbaum kommt für uns zunächst ein Zwo1.::

die verwaltungstechnische Betriebsführung in Betracht, deren

zweckmäßige Ausgestaltung in Zukunft mehr als bisher unsere

Aufgabe sein soll.

Das Wesen der Organisation kennzeichnet sich vor allem im

logischen Aufbau, im organischen Wachsen von der Keimzelle

an und im zielbewußten Streben nach der gewollten Richtung hin.

Ihr Ziel ist, die höchste Steigerung der Leistungsfähigkeit zu er¬

reichen und dabei möglichst jede Kraftvergeudung zu vermeiden.

Mit Neid oder Bewunderung wird oft auf Erfolge geblickt«
die der Fernstehende sich nicht erklären kann. Man spricht dann

von ungewöhnlichem Glück, obwohl es sich um nichts anderes

handelt, als daß durch planmäßiges Vorgehen, unbedeutende

Einzelheiten zu einem Ganacn gefügt werden. Es ist eine unum¬

stößliche Wahrheit, daß Großes und Vollkommenes niemals als

solches geboren wird; erst durch den Entwicklungsgang wird es

geschaffen. Und je geschickter man die kleinen Sternchen zu¬

sammenzufassen und zu ordnen versteht, um so bedeutender und

vollkommener ist der Bau.

Einen großen Betrieb kann man mit einem Organismus ver¬

gleichen, dessen einzelne Teile aufeinander angewiesen sind, wenn

nicht einzelne Glieder erkranken oder die Lebenstätigkeit des Gan¬

zen gehemmt weiden soll. Es ist nicht möglich, große Betriebe ohne

Hilfskräfte zu leiten und zu übersehen. Die dadurch eintretende

Teilung in der Leitung muß aber immer in Beziehung zum Ganzen

stehen, soll die Einheit gewahrt bleiben.

In kleinen Betrieben fehlt es wiederum an den nötigen Er¬

fahrungen für die Fortschritte der Technik. Man bleibt hier auf

dem alten Stand stehen und bemüht sich, den immer größer
werdenden Anforderungen durch Steigerung der phvsischen Ar¬

beitsleistung gerecht zu werden. Dabei werden aber andere

wesentliche Dinge vernachlässigt und man muß schließlich fest¬

stellen, daß man trotz aller Aufopferung doch nicht weiter kommt.

Ein weiterer Felder, dem wir täglich begegnen, ist der, daß

das Aeußerc eines Betriebs gegenüber der inneren Organisation
sehr oft über Gebühr in den Vordergrund gestellt wird. Man er¬

läßt Anordnungen, ohne sich um deren Durchführung oder die

Möglichkeit der Durchführbarkeit den Kopf zu zerbrechen. Wenn

der Erfolg dann ausbleibt oder das Ergebnis in keinem Verhältnis

zum Arbeitsaufwand steht, müssen an sich gute Gedanken und

Ideen aufgegeben werden, weil e< den betreffenden Betrieben an

der erforderlichen Organisationsleitung mangelt. Die besten Be¬

weise dafür bieten uns manche kommunalen Wirtsehaftsbetriehc,

die bei aller Eigennützigkeit meist nicht billiger arbeiten als die

kapitalistisch geleiteten Prlvatunteniehmungen. Erfreulicherweise

kommt man aber auch in diesen Kreisen mehr und mehr zu der

Einsicht, daß ohne eine straffe Organtation kein Betrieb auf die

Dauer mit Erfolg aufrechtzuerhalten ist

Oft ist der Mißerfolg auch schon darin begründet, daß der

Wert der Arbeit des einzelnen zu gering eingeschätzt wird. Ein

Höchste Zeit

ist es, die Bestellung Ihrer Fachzeitschrift beim

zuständigen Postamt zu erneuern. Weisen Sie

auch Ihnen bekannteVerbandsmitglieder aufdie

Notwendigkeit des Bezuges der Fachzeitschrift

hin. Der Bezugspreis von vierteljährlich 300 Mk.

wird auf den Verbandsbeilrag zurückvergütet.
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gelinder Organismus kann nur durch lebendige Wechselwirkung

gedeihen und dazu Ist erfordernd), daB jedes auch das unschein¬

barste Olied, sein Bestes hergeben muli. wenn das Höchste er¬

reicht werden soll. Deshalb sollte man vor allen Dingen den

Inr.vnhctricb, Ja Jede daran beteiligte Persönlichkeit nach besten

Kräften fördern. Das vorteilhafte Aeuliere ergibt sich dann von

seihst. Den lösten lkweis fflr die RichUgkeH dieser Wahrheit

linden wir bei einem Vergleich mit dem menschlichen Organis¬

mus. Wenn hier dic vorteilhafteste Aus*chm.ck:ing des äußeren

Ikmchna dessen Verfall nicht verhindern kann, so vermögen auch

bei der Verwaltung weder papierene Anordnungen noch Äußere

Aufmachungen das Morsche und Geistlose zum blühenden Leben

zu bringen.

¦ ¦ '¦ — ' —--fc—---—¦ ¦ ¦ —__^ II ¦ ¦ M*——_——.

Die neuen Aenderungen
der Reichsversicherungsordnung

Die Schwierigkeit dic sich aus der Not der Untcrstützungs-
bertchtigten auf der einen Seite und auf der anderen Seite aus

den schlechten Kassenvcrhftltnissen der Versichcrungseinrich-

tungen sowie des Reiches, der Länder und der Gemeinden er¬

gibt, zeigt sich ganz besonders in der Wochenhilfe und Woclien-

fflrsorge- Hier sind die Leistungen völlig ungenügend; und doch

ist gerade hier das Versagen der sozialen Fürsorge verhängnis¬
voll für dic Zukunft unseres Volkes. Wie aber sollen die Kassen

dic Mittel aufbringen, dic auf diesem Gebiete notwendig sind?

Das Reich will sich unter keinen Umstanden die ganzen Kosten

aufbürden lassen. Dic Erhöhung der Leistungen bat sich denn

auch kider In sehr engen Grenzen gehalten.
Für v e r I i c h e r c e W ö c h n I r i n n e n wurde erhöht:

der einmalige Beitrag zu den Kosten

von 2000 auf 10000 Mk.,
falls aber eine Entbindung nicht stattgefunden hat,

von 900 auf 30U0 Mk.;
der Mindcstbetrag des Wochengeldes:

von 60 auf 120 Mk.,
der Mindestbetrag des Stfllgcldcs

von 150 auf 300 Mk.

In dem Falle, daß bei der Entbindung und bei Schwanger-
icliaftsbeschwcrdcn die Kasse die erforderliche ärztliche

Behandlung n i c 11 g e w I b r t, ist dic bare Höchstleistung
dafür von 4000 auf 10 000 Mk. erhöht. — Gewährt der Kassen¬

vorstand freie Hebammcnhilfc und freie Arznei

bei der Entbindung und bei Schwangerschaftsbeschwerden, so

beträgt der einmalige Beitrag 4000 Mk., anstatt bisher 1200 Mk.

Der Wert der Sachleistung ist bei Ersatzforderungen
von 1800 auf 6000 Mk. erhöht; ebenso der Hoc hstbe trag
des Abzuges, wenn nach Landesgesetz eine öffentlich-

rechtliche Körperschaft den Hebammen dic Gebühren auszahlt
oder ein bestimmtes Mindesteinkommen gewährleistet. Der
Wert der Ärztlichen Behandlung ist — für den

Fall der Erstattung an andere Kassen — von 4000 auf 10000
Mark erhöht.

Für lamilien versicherte Wöchnerinnen wurde
erhöht:

das Wo c h c n g e 1 d

von 50 auf 100 Mk..
das S t i 11 g e 1 d

von 120 auf 200 Mk.
In der Wochenftirsorge wurde die E i n k o m D eng•

grenze für dic Hüfsbedürftigkcit erhöht

von 30 000 auf 120 000 Mk.
und der Zuschlag dazu für jedes Kind

von 5000 auf 36 000 Mk.
Die Leistungen wurden in derselben Weise erhöht wie

In der Wochenhilfe; Jedoch ist die Erhöhung bei dem

Wochengeld
von 50 auf 100 Mk.,

Stillgeld
von 120 auf 240 Mk. festgesetzt worden.

Bestellschein

An das Postamt zu

Ich bestelle hierdurch ab 1. April 1923 vom Verlag des

Zentralvcrbandes der Angestellten, Berlin SO. 26, Oranien¬

straße 40/4lt

Stück „Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte Sozial¬

versicherung zum Preise von vierteljährlich 300 Mk.

den 1923.

Narre:
, ..,••,

Wohl a:ig: _. _..«____.

Dic beiden Verordnungen sind unter dem 16. Februar 1923
Im „Reichsgesetzblatt" Nr. 13 vom 23. Februar 1923. Seite 132,
133 erschienen und mit dem Tage der Vcrkündung in Kraft
getreten.

Die Gchaltsgrcnzc für die Krankenvcr-

slchcrungspflicht der Angestellten hat wieder

emc neue schleunige Verordnung notwendig gemacht. Bei der

letzten Aenderung dieser Gchaltsgrenze im Dezember 1922

wurde bestimmt: Wer die Verdienstgrenze von 720 000 Mk. über¬

schreitet, ohne seinen Arbeitgeber oder seine Stellung zu

wechseln, scheidet erst mit dem ersten Tage des vierten Monats

nach Ueberschreiten der Verdienstgrenze aus der Versicheruns:
aus. Dabei war vorausgesetzt, daß die Versicherungsgrcnzc in

der Zwischenzeit — den drei Monaten — der steigenden Teue¬

rung angepaßt werde. Die Anpassung soll In dem beabsichtigten
Gesetz zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen crio.gen.
Der Entwurf dieses Gesetzes liegt dem Reichstage vor, kann

aber nicht bis zum Ablauf der drei Monate erledigt werden. Des-

halb mußte die Frist bis zu dem Tage verlängert werden, mit
dem das neue Gesetz in Kraft tritt. Damit nicht die Kassen
durch unnötige Abmeldungen belästigt werden, wurde diese Ver¬

ordnung, dic am 9. März beschlossen worden ist, noch im „Reichs-
Anzeiger" desselben Tages veröffentlicht und wird erst in einer

der nächsten Hefte des „Reichsgesetzblattes" erscheinen.

Gustav Hoch, Hanau a. AL

Gewerkschaftliches.

Reichsarbeitsministerium und Tarifrecht. In Hamburg war

es iufolgc des Verhaltens des Oberversicherungsamtes, das

unsere tariflichen Vereinbarungen nicht anerkennen wollte, xu

einem Konflikt gekommen, der sich zu einem Streik bei der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse auszuwachsen drohte. Entsprechend
den vom Allgemeineu Deutschen Gewerkschaftsbund und Allge*
meinen freien Angestelltenbund angenommenen Regein für die

Führung von Lohnbewegungen usw. (Streiks in lebensnotwen»

digen Betrieben) hatten wir den Allgemeinen freien Angestellten¬
bund um Vermittlung angerufen, der sich an das Reichsarbeits*
ministcrium wandte; dieses äußerte sich wie folgt:

„Die Verordnet fiber Tarifverträge, Arbeiter- und AngesteUteaairsscbütse
and Schlichtem von Streitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456)
echt von Verhältnissen vus9 in denen die Beziehungen zwischen Arbeitgebern

nnd Arbeitnehmern durch beiderseitiges Uebereinkommen frei geregelt werten

kfnnen. Sie läCt gesetzliche Vorschriften unberührt, welche solche Verein¬

barungen oder einseitige Feststellung der Arbeitsbedingungen dnreh den Arbelt¬

geber von der Zustimmung einer dritten Stelle, insbesondere von der Ge¬

nehmigung durch eine Behörde abhängig machen. Dies gilt auch von der Vor¬

schrift des 8 352 der RVO. in dti Fassung, die sie durch die Verordnarrg vom

5. Februar 1919 ROM. S. 181) erhalten hat. Wenn mm auch § 355 a. a. O.

nur vorsieht, daB vor der Aufstellung der Dienstordnung der Kassenvorstand

die volljährige« Angestellten zu hGren hat. so unterliegt es doch keinem Be¬

denken, daß State dessen Vorstand und Angestellte die Arbeitsbe iugangen

durch Tarifvertrag vereinbaren kennen and dafl der Besoldongsplaa dtr

Dienstordnung euf diesem Tarifverträge aufgebaut wird. Aber auch dtr aal

diesem Wege zustande gekommene Bc^oldungsplan unterliegt als ierl der

Dienstordnung der Genehmigung durch das Oberversicherungsarnt. Di« Reichs«

versicheruDk-ordiiung knüpft die Versagung der Genehmigung aa bestimmt«

Voraussetzungen. Ob diese i:n vorliegenden Falle gegeben sind, IftBt sich von

hier ans nicht beurteilen und ist auch \o*i mir nicht xu prüfen und zu ent*

scheiden. Letzteres ist vielmehr Seche der liambuiger obersten Verwaltungs¬

behörde, an die »ich der Eingabe nach ia der Kessenvorstand bereits be¬

schwerdeführend gesandt hat Diese Behörde wird auch darüber tu entscheiden

haben, ob das Vorgeben des Oberversicherungsamtes den formellen Vor-

schriiten der RVO. euuprkr.!. Den Angestellten der Krankenkasse kann

Jedenfalls nur dringend anempfohlen werden, die Entscheidung der gtrfirrtigen
Stelle LAmwartM. S:e würden eine schwere Verantwortung auf «fch lüden,

wenn sie die Geschäftsführung der Krankenkasse und damit zugleich dic erd-

riung*müBige Versorgung der Versicherten durch Verweigerung ihrer Dienst¬

pflichten aiiS dem Grunde lahmlegen würden, daB eine dem gritenden Recht

entsprechende Anordnung der Behörde mit ihren Wünschen nicht übereinstimmt.

Die du;.ige Llngabc habe ich dem Senat in Hamburg zur Kenntnis tbcr-

sandt."

Darauf Ist dem Kciclisarbcitsminisierium folgende Antwort

erteilt worden:

„Die Rechtslage erscheint unklar. Nach unserer Meinung ist «ie aber

iBfCkMI rnserer Auffassung, daü das Tarifrecht vor älterem Recht vorgeht,
günstig. Um eine Klärung der Rechtslage herbeizuführen, wurde von unserem

Kollegen Relchstagsabgeordnetcn Oiebel am 23. Februar 1923 Im 6. AosschuB

des Reichstags dk Frage der Ergänzung des § 3S5 RVO. angeschnitten. Nach

Mitteilung des Vertreters des Reichsarbeitsministerium!* soll in Bälde eine

Kürmg zunächst durch Verhandlungen mir. den maSsebcnden Organisationen

nnd dann durch eine Vorlage an den Reichstag herbeigeführt werden. Dia

Klärung i*t um so notwendiger, als sich die Zustände durch das Verhalten der

AnlsichUbehArdcn immer nnhaltbarer gestalten, weshalb wir bitten, schleunigst
die in Aussicht geuomnieno« Verhandlungen stattimden zu lassen und dazu den

Zentraiverband der Angestellten gu Jaden.

Untere Rcchtsanffassuag ist kurz folgende: Die TarifVerordnung gilt an*

erkanntem.:tUen ttcfc für die Krankenkassen und deren Angestellte. DaB dfe

Krankenkassen und Ihre Anne'teilten berechtigt sind, tarifliche Vere_i.bar.mgen
tn treffen, gibt das Schreiben de« Vr.cb«aibfit<n..ri«?rr* von 15 Jar.nar selbst

zn. Irgendwelche EiMCkriftfctftgen sieht die 'larifverordnung^ j.iciit vor. Et

wäre such ein Nonsens, c!a8 die Kassen üiit iliren Angestellten auf Grund einer
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Rcicfesvcrcrdnung Tarife abschfleßen, Vertrage eingeben können, dit dann

durch einen Federstrich der Anlskhlsbehörde wieder außer Krait gescttt

werden könnten. Was wfire das för ein Rechtsiustandl Wer einen Vertrau

;;"»**r<chre'ibt, ist nach dem Grundsati von Trtu und Glauben verpflichtet, ihn

10 erMT!en. Die Unabdingftarkeit eines Tarifvertrages kann auch nkht durch

ein Oberverskherangsamt ans der We!t geschafft werden. Die TarifverorJ-

pimf i*t nenes Recht und geht nach einem allgemeinen RechtsgruiMlsatx vor

»tteni Recht vor. Vit alten, das Tarifrecht einschränkenden Bestimmungen

i-ind durch die neuen arbeitsrecbtlichen Bestimmungen fiberholt. Wenn ein

Tarifvertrag «wischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern abgeschlossen nt. dann

teht auf Grund dieses Vertrages für den Angestellten ein klagbarer Rechts-

üP^pruch aaf Erfüllung gegen die Kasse. Die Kasse muC ihre Verpflichtungen

*v% diesem Vertrag erfüllen, genau so, vie sie z. H. ihre Verpflichtungen aus

den mft den Aerxten abgeschlossenen Verträgen den Aertten gegenüber er¬

füllen mul. Au. einem Behebt aus oen »»Aerzthchen Mitteilungen" vom

17. Pebruar, Nr. 7, 4|jer den Streit zwischen Aerzten ond Krankenkassen ent¬

nehmen vir über die Stellung des Reichsarbeitstmntbteriums zur Vertragstreue

der Kasten folget des:

,,D1t Kassenvertreter» die immer wieder den Vorwurf mangelnder Ver¬

tragstreue gegen die Äerzte erheben, suchten sich Jedoch der Verpflichtung an

entziehen, dieses Schiedsgericht anzuerkennen und sich seinem Spruche zu

unterwerfen. Dabei handelte es sich am die Bezahlung von Leistungen, die be-

rtüi bewirkt waren, nnd deren Abgeltung nach den Vereinbarungen eine

selbstverständliche Pflicht des Schuldners darstellte. Die Ilaupiverhinde

muBten eich von dem Vertreter des Reictuarbeitsrninlsters wiederholt die

peinliche Wahrheit sagen lassen, daB der Gläubiger einen Rechtsansprach

darauf habe, Bezahlung für die von ihm geleistete Arbeit nach MSOgahc der

gettofitnen Vereinbarungen zu lordern, nnd daB im Falle der Weigerung den

Aerzten der Klageweg empfohlen werden müsse. Auch dieser Vorhalt machte

keinen Eindruck. Erst das energische Eingreifen des Herrn Geh. Rat Spiel«

bageii brach den Widerstand tr erklärte, dali eine Partei, die sich unter den

Vorliegenden Voraussetzungen ihrer Pflicht dtr Honorarverelnbarnng entziehe,

den Vertrag breche. „Eine solche Partei wird »Ich auch gefallen lassen

müssen, daB sie bei den bevorstehenden Verhandlungen Im Reichstage eis

vertragsbrüchig hingestellt wird."

Was för die Kassen gegenüber den Aerzten gilt, mufl naturgemäß auch

gegenöber den Angestellten gelten. Wenn die Kassen nicht an Verträge, die

Me abschließen, gebenden sein tollten, so hätte den Kassen überhaupt ver¬

boten werden müssen. Verträge abzuschließen. Das wird nicht geschehen

kOnnen, weit das eine AoBcrkrattsetzung des Selbstverwaltungsrechts der

Kassen — ein wichtiger Teil desselben ist die Anstellung. Besoldung, Beförde¬

rung nsw. ihrer Angestellten —, das verfassungsmäßig garantiert Ist, be¬

deuten würde.

Die Verantwortung für einen etwaigen Streik aus dem Qrrnde, well ein©

Krankenkasse einen abgeschlossenen Tarifvertrag nicht erfflllt, trifft also nicht

die Kratikenkassenangestellten oder Ihre Organisation, sondern diejenigen

bleuen* die die Krankenkassen zur Vertragsverletzung veranlassen wollen."

Die „sozialdemokratischen" Krankenkassenangesfelften. Un¬

sere Reaktionäre sind bekanntlich am Werke, den Ausbau

unserer sozialpolitischen Gesetzgebung zu verhindern und Ver¬

schlechterungen einzuführen. Als Material für die hierfür er¬

forderliche Stimmungsmache miissen alte Ladenhüter, wie sie

vor der Umwälzung von 1918 nnd besonders in der Vorkriegs¬

zeit sowohl in den Regierungskreisen (siehe Brief des Ge¬

heimen Oberregicntngsrats Dr. Hoffmann, Volkstümliche Zeit¬

schrift Nr. 3/23 Seite ll) als auch in de« Arbeitgeborkreisen
verwendet wurden, dienen.

Im ...Zentralblatt der Rcichsversichcrung" beschäftigt sich

ein Dr. rer. pol. Albert Dierks, Dinklar, in einer Abhandlung

»Entstehung und Entwicklung der deutschen Krankenversiche¬

rung bis zum Jahre 1909" mit der Geschichte der Kranken¬

versicherung, die zeigt, daß das Bestrebeu Jener Kreise, dic

den Fortschritt der sozialpolitischen Gesetzgebung unter allen

Umständen zu hemmen versuchen, wieder Boden gewinnt. Was

soll es anderes bedeuten, wenn der Dr. rer. pol. Albert Dierks,

Dinklar, in seinen Ausführungen folgendes sagt:

„Qeklagt *urde darüber, daB die Steilen der Kassenbeamten vöiiig nach

der Willkür der Kasseuorgane und demzufolge oft euch uus vnsachlithen Rück¬

sichten und mit nicht oder weniger geeigneten Personen besetzt würden.

Namentlich ttiuchte ungeachtet eilen Widerspruchs der beteiligten Kassenver-

waltcngen Immer wieder der Vorwurf auf. dafl politische Parteien da. wo Ihic

Mitglieder das Ueberge* icht In den Organen der Krankenkassen erlangt

hotten, auf alle Weise die alten, der Partei nicht angehörenden Kassen-

beamten vererängtea und durvh eigene Anhänger ersetzten. Dei deren Aus-

Wahl ober gab dann nicht die sachliche Befähigung und erwiesene Tüchtigkeit

des Erwerbers den Ausschlag, sondern vielmehr die bewährte Rührigkeit för

dic Partei. Es stand einwandfrei fest, dnB mehrere Normalvertrage für An¬

leitung der Krankenka*scnbcamUn zwischen dem sozialdemokra¬

tischen Verband der Bwrennbe^mten der Krarkenknssen and Berufs-

gcnossenscha'te.i «od dem t07iaWcmokrati<chen Veiband der Ortskranken¬

kassen aus den Jahren I906 und 1V08 vorhanden fcaren. Diese Vertrage ver¬

folgten die Absicht, die sozialdemokratischen Angestellten der Krankenkassen

la ihren Stellungen dureb den vertragsmüCigcn Ausschluß vo.i Entlassungs-

gründen !n weitgehendstem Maße In einer gegen die guten Sitten verstoBcnden

Wehe xu sichern, wodurch eine gedeihliche Weiterentwicklung dtr Kassen

gefährdet werden muBte. Die Notwendigkeit allseitigrr Regelung wurde damit

nur noch In ein helleres Licht gerückt."

Diese falsche Sacbdarstellung ist zwar nicht eigenes Geistes¬

produkt des Herrn Dr. D'tcrks. Herr Dr. Dierks hat sie aus der

Begründung zur Reichsversicherungsordnung abgeschrieben. Daß

diese Vorgänge wieder ans Tageslicht befördert werden, beweist

nber, daß man auch jetzt den Versuch, die Sozialversichei un^sein-

nthhmgcn, und besonders die Krankenversicherung, als sozial¬

demokratische Parteieinrichtung zu diskreditieren, siebt aufgeben
wiiL Dic angeblich zum Schutz der Kassenangestellten er¬

lassenen Bestimmungen sind rein politische Maßnahmen gegen-
über einer Partei, uc.'chc als gröüte Interessenvertretung des
deutschen arbeitenden Volkes stets für den Ausbau der sozial-
politischen Gesetzgebung eingetreten ist. Die Gefahren emes

Abbaues der sozialpolitischen Gesetzgebung sin 1 zurzeit größer
als selbst zur Vorkriegszeit, und die beteiligten Kreise werden
daher gut tun, bei den Reiormbestrebungen zur Reichsversiche¬
rungsordnung auf der Hut zu sein und die Interessen der Ver¬
sichertenkreise auf Erhaltung des Selbstverwalumgsrechts zu

schützen.

Znr Reichsbesoldungsordnung. Erhöhung d^r Be.

satzu ngszulagen und der Zulagen in den besetzten Ge¬

bieten des Westens. Die Besatzungszulagen betragen monatlich:

In den Orten der
Ortsklasse A B CD u.E Kinderzulagen

ab 1.1.23 , , i 6000 5400 4800 1200

ab 1.2.23
. . ,

16000 15400 14800 3200

Oert liehe So n de r I us ch läge. Fiir die besetz¬

ten Gebiete sind mit Wirkun* ab I. Februar die örtlichen

Sonderzuschläge verdoppelt worden.

Erlaß des Reich sarbeitsmi nisters der Finan¬

zen, betr. Kinderzuschlag, vom 8. Februar 192 3.

RGBl. 1923, 44.

Die im § 16 Abs. 2 Nr. 2 des Besoldungsgesetzes vom

30. April 1920 in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Ok¬

tober 1922 (RGBL I S. 811) vorgesehene Cinkommensgrenze
wird in Abänderung meines Erlasses vom IS. Dezember 1922

— IB 33 024 (RQBL 1922. 119) — vom 1. Februar 1923 ab

auf 10000 Mk. monatlich festgesetzt. Diese Vorschrift gilt ah

bindend im Sinne des Besoklungssperrgesctzes.

Erlaß des Relchsarbcilsininistcrs der Finan¬

zen, betr. Besatzungszulage und Zulage in den

neu besetzte n Gebieten des Westens, vom

2. Februar 192 3. RGBl. 1923, 43. (Auszug.)

Zur Vermeidung von Zweifeln weise ich darauf hin, daß die

Besatzungszulage und die Zulage in den neubesetzten Qebieten

des Westens nicht nebeneinander gewährt werden dürfen.

Fachausbildung der Krankenkassenangestellten. In der

Volkshochschule zu Nürnberg doziert der Kollege Richard Hof¬

mann, Abteüungsvorsteher der Allgemeinen Ortskrankenkasse

Nürnberg, ober die „Rechtsprechung in der Krankenversiche¬

rung". Wir empfehlen allen Ortsgruppen, soweit es möglich ist,
ebenfalls in ihrem Bereich für dic Veranstaltung derartiger
Kurse einzutreten.

Unsere Gauleitung Hannover hat beschlossen, zur Fort¬

bildung der Kassenangestellten für die einzelnen Obervcrsiche-

rungsamtsbezirke in ihrem Gaubereich besondere Zu¬

sammenkünfte zu veranstalten. Dic zweite dieser Zusammen¬

künfte fand am Sonntag, den 4. März in Hildesheim statt. Die

sehr zahlreich besuchte Konferenz nahm ein Referat des Bürger¬
meisters Fr. Kleers-Ascherslebcn über die Aenderungen der

Reichsversicherungsordnung sowie ein Referat des Kollegen
Geschäftsführers Peters-Wilhelmsburg über die Einrichtung von

Fachkursen für Kassenan$;estellte entgegen. Die Veranstaltung

fand das lebhafteste Interesse und großen Beifall bei allen

Anwesenden.

Ein Feind der Selbstverwaltung. Bei Beratung des Entwurfs

eines Gesetzes zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen

(erste Lesung) im Reichstag am 2. März, machte der Zentrums¬

abgeordnete Andr£, zugleich für die Demokratische Partei, die

Deutsche Voikspartci und die Bayerische Volkspartei ti. a.

folgende Ausführungen:
„Sodann machte ich al>er auch darauf hinwtivr., fei in einer Zeit, In der

man darangehen will, die Leistungen der Krankenkassen abzubauen, die

Krankef.kassenverwaJtunjren selbst lür Ersparnisse auf dem Gebiete der Ver-

waltungskosten xu sorgen haben Es »st ein unerträglicher Zustand, daB heute

bei manchen Krankenkassen Verwaltungen der Acht* tundentag noeh nicht ein-

ir.a! dn.chgefi.hrt wird, daü noch dic 45-Stundcn-Wt>che besteht. In einet

Zeit, in der der Arbeiter om Schraubstock und an der Hobeltest, acht Standen

pro Tag zu arbeiten hat. n uB auch in Versicherungswesen die gleiche Arheit*-

aeit reiten. Man teil nicht mit den Leistungen der Kessel den Erkrankten

rerenuber abhauen, wenn auf dem Gebiete dtr Arbeitefeil bei den Kranken-

kassenver^'aHungen noch derartige Zustande besteh* Ebenen ivt e* Auf¬

gabe der Reßlerung^organe, einmal nachzusehen, uic die KtHClKffwnltangca

ihre Angestellten und Beamten bezahle*. Ich hale io Erfahrung gel rieht vnd

persönlich auf Orund von Dienstordnungen feststellen können. daC die Be¬

amten und Angestellten der Krankenkassen nach der Qeksttsordnung weit¬

gehend besser eingestuft <ind wie die gleichartigen Beamten und Angestellten der

Oemeinden. der Lander und des Reichs. Die Krankenkassen haben sich auf

den Standpunkt gestellt, daü das Spcrrgesetz für sie keine Anwendu».:.: finden

dürfe. Sic haben sich aber so gut wie restlos ail dirierigen Beding, 'igen aus

dem Besoldungsgesetz, dem Beamtenrecht usw, für ihre Angestellten nnd

Beamten gesichert, dir \\,i\ Vorteil für die Beteiligten sind. Auch das iei

unerträglich in einet Zeit, in dir man darangehen Blaß, die Leistungen der

Krankenkassen aal dem einen oder anderen Gebiete dntaschrinken. Es i't

es Erachtens Aufgabe der autefchtstöhrenden Instanten, auf dlesei Gc-

; <)' l zu SC!_. Ifi V
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Dies« Aus.ülirupfen erwecken den Anschein, als ob die

A-1-.tülun..s- unJ Bnoldaacsverhiltaisse der Kassenangestellten

KenenftUer den.cinc.cn anderer Gruppen in der Tat Ki_ir.zer.de

wären. Kollege Giebel, der infolge c.oer wichtigen Verbands-

vor:_.j..J^-.zi-T.g nicht im Reichstage anwesend sein konnte,

konnte mm leider nicht erwidern.

Von den bürucrliehen Parteien wird also versucht, die Auf¬

sichtsbehörden, obwohl das gar nicht erst notig ist, noch be¬

sonder •Chart zu machen.

(ianz abgesehen davon, daß die Arbeits- und rSnt.ohnunj.s-

btd.ngunj.en der Krankenkassenangestellten durchaus nicht be¬

sonder» gute sind, versch;e .euerseits sosrar sehr zu wunschen

übrig lassen, halben die Kassen und ihre Angebellten selbst genug

Verantwortungsgefühl, um nicht unangemessene Arbeitsbedin¬

gungen zu vereinbaren. Sic sind auch durchaus nicht abgeneigt,

freiwillig im Verhandlongswe_;e soweit nur irgend möglich der

Not der Krankenknssen Rechung zu tragen. Wogegen sie Stell

aber wenden, daß ist der unerhörte, bei den heutigen Verhält¬

nissen jeder roch?liehen Grundlage entbehrende Zwang der

Aufsichtsbehörde*, das sind die Uebergriffe der Oberversiche¬

rungsärnter. die jedes Sebstverwaltungirccht und Mitbestim¬

mungsrecht erdrosseln wollen. Druck erzeugt Qegeivdruck.

Solange dieser Zwang besteht, widersetzen sich auch die Kassen,

und die Angestellten verteidigen ihre ihnen nicht erst heute,

sondern seit Jahren gewährleisteten Rechte. Die Aufsichts¬

behörden tun gut. sich vernünftig einzustellen, damit ein er¬

trägliches Verhältnis gcschaüen und die Arbeitstreudigkeit der

Angestellten wieder gehoben wird. Damit wird der Kranken¬

versicherung viel mehr gedient.

Eine Fachgmppenversamnilung der Krankenkassenangestell¬

ten in Halle au S. am 14 Februar nahm zu den neuesten Er¬

lassen des Ministers Hirtsicfer Stellung; sie faßte folgende

Kntschließung:

„Die am 14. Februar 1923 im Volkspark versammelten und

Im Zentraiverband der Angestellten organisierten Kranken¬

kassenangestellten von Halle a. S. haben von der neuerlichen

Stellungnahme des preußischen Volkswohlfahrtsministers liirt-

siefer zur Tariigemeinschait der Krankenkassenangestellten

Kenntnis genommen. Sie stellen mit größter Verwunderung eine

abweichende Haltung des Ministers von den von ihm selbst

früher in verschiedenen Verhandlungen vorgetragenen An¬

schauungen über das Tariireebt der Krankenkassenangestellten

und eine Kapitulation vor den reaktionären üeheimräten seines

Ministeriums fest, die im Bunde mit Gegnern der treigewerk-

schaftllch organisierten Krankenkassenangestellten nunmehr auf

Grund des § 355 RVO. das erreichen wollen, was ihnen mit dem

Sperrgcs.'tz n.cht gelungen ist. Wenn der Minister Hirtsieicr

in seinem Schreiben an den Hauptvorst.ind deutscher Orts¬

krankenkassen vom 19 Dezember \922 behauptet, daß die in

dem Tarifvertrag festgelegten Bestimmungen in ihrer Wirkung

über gleichartige Bestimmungen der Reichsbesoldungsordnung

hinausgehen, so verweisen die Krankenkassenangestellten hier¬

bei auf die Urlaubsfrage. Herr Minister Hirtsiefcr. der den

Tarifvertrag der Krankenkassenanrestcllten anscheinend sehr

gut kennt und auch mit der Re;chsbesok.ungsordnung sehr gut

vertraut sein müßte, wird feststellen, oh er will oder nicht,

daß dic Urlaubsbestimmungcn der Beamten auf Grund der

Reichsbesoldungsordnung als bedeutend günstiger anzusprechen

sind. Der Minister findet auch in den bereits nach 5 Jähren

den Krankenkassenangestellten zustehenden Ruhegehaltsan-

sprüchen einen mißliebigen Punkt, der bei den Oberversiche¬

rungsämtern angeblich Bedenken hervorrufen könnte. Dem¬

gegenüber macht die Versammlung darauf aufmerksam, daß

flcrr Minister ff rtsiefer doch wohl genügend Kenntnis über Jie

mangelhafte Ruhcgehaltsversorgung der Krankenkassenange¬

stellten gegenüber den der Reichsbesoldungsordnung unter¬

stehenden Beamten aus den Verhandlungen über die Anwend¬

barkeit des Sperrgesetzes auf die Krankenkassenangestellten

haben müßte. Hinsichtlich der vom Minister verlangten

Prüfung erklären die Angestellten der Krankenkasse k'ar

und bestimmt, daß sie sich gegen dic Prüfungen, wie sie

von dieser Steile aus gedacht sind, mit allen ihnen zu Gebote

stehenden Mitteln wehren werden. Sie wehren sich nicht aus

Bangigkeit vor dem Bestehen der Prüfungen, sondern weil bei

dem den Aufsichtsbehörden in ausschlaggebender Weise zuge¬

dachten dnf-ufl in den Prflfu. uisschüssen damit zu rechnen

Ist, daß dieser „ausschlaggebcnJe lüniluß" sich in einer Weise

bemerkbar machen wird, der ihren klar vv erkennen gibt, wo¬

her der al'e freteewerkschaftltche Oednnken vernichtende Wind

weht. Die Krankenkassenangestcl'tcn haben nicht umsonst

ca. 1^ Jahre gegen die Anwendbarkeit des Sperrgesetzes auf

die Krankenkassenangestellten gekämpft Sie werden a"th jode

Maßnahme, die das freie Tariirecht der Krankenkassenangestell«
ten antastet, mögen sie von dieser oder je-.: Seite herkommen,

mit aller Entschiedenheit abwehren.

Die Krankenkassenangestellten fühlen sich mit den Ver¬

tretern der Kassenmitglieder eins in der Erhaltung des Selbst-

verv. altungsrechts der Krankenkassen. Die wichtigste Aufgabe

der Organisationen der Krankenkassen sowohl wie ihrer An¬

gestellten muß es sein, in Gemeinschaft mit den die Interessen

der arbeitenden Klasse vertretenden politischen Partelen die

Aufhebung des § 355 RVÜ. zu fordern.'
44

Aus Tarifrecrit und Praxis.

Verbindlicherklärung eines Schiedsspruchs. Eigenartige

Praktiken eines DcfrcbilmachunRsUommissars. In einer Streit¬

sache unseres Kollegen A. gegen den Vorstand der Allgemeinen

Ortskrankenkassc B. auf Ehurrupp.crunz des Kollegen ent¬

sprechend der bezirklichen Ergänzung unserer Reichstarif¬

gemeinschaft fällte der angerufene SchiichtungsausschüB Celle

unter dem 16. Dezember 1922 — Tagebuch Nr. 341 — folgenden

Schiedsspruch:
.,0er Schlichtung-saiisschutt kann seinen Spruch vom 4. November d. f.

nicht anfrechterhalten, da dic Tätigkeit des Antragstellers nach der seitdem

eingeholten amtlichen Auskunft des Magistrats zu B. *a1s eine luMatMUttdM
anzusehen ist. AntragaUMtf ist de<h:»lb nach (iruppe 8 der RefchsbesolJunßs*.

Ordnung tu entlohnen (cfr. Tarifvertrag vom 20. September 1920 Nr. 1).

Wenn Antra.-Mc._cr mit seinem Arbeitgeber etwa andere Oeha.tMH*di:.£un-

*en vereinbart hat. so sind diese nach § I der Verordnung vom 23. Dezember

1918 unwirlram.*4

Da der Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkassc B. sich

weigerte, den Schiedsspruch anzuerkennen, stcilte unsere Gnu-

Icitiing bei dem DcmobilmachHBfskominissJir in Lüneburg den

Antrag auf Verbiadticherkllrung mit folgendem Schreiben:

mOm SckHcktaacMMidndl in Celle hat in seiner Sitzung vom 16. d. Mts.

auf Antrag der MttrsctdnttM An^UlUff.or .;.t..ts;«'.-.n einen BclllfnHipflC%

gegen die Allgemeine Ortskrankcnk:» ,se in l\. gcf.'IU, den uir itochfiitUct

beifügen. Zur Sache -_»elb*t machten wir folgendes fetpCftfiea:
Mit dem Hauptverband deutscher Ort<*kraitktftkas*M< Sitz Dresden, haben

wir für die Angestelltet der Ortskrankenkassen einen Kttctutarifrfttlrag ab-

geschlos>cn. zu d::n wir mit dem Verbind Deuts her OrttkfMkMkaatCl i«n

Bereich der I andesve. BtctofWgaMstall Hannover ev\ .Kzirkii* K** OtiillN

abkommin fcetätijfl kftbtU. Auf Qrund lletW Tari'vcrtr: ;cs mtsae* die Oö*

schäftsiiihrer der Oitslrankcnkas^cn. M.weit sie tt>llbc*cti2ftift sind, nach

Oruppe Vlü dtr RctektbesftMMgMriMiig befahlt werden. IJie Ortskrtfikro^

kjmt in B. hat bis l../t ih.ern OMChSfttfBhrtf cht I ihf esc." n K o ir. in 0«

von IS000 Mk. Bewährt, zu dorn sie eist kJrzlich c;nc Twtfmganlaft von

3*i Proz. btscfcl »Met kat« Dtett RecelMf •üertfriclil der Uniflidiea Ver*

einbarung die die OiNk-ankenkasse in Ii. verpflichtet Ist zu rcaptl fiercii,

weil sie Mitglied iü Verl indes DNtSchtf Ort^kr—ktükailCii N und damit,

zu den Vertraflyrtftca suhlt. Wir haben den SvMcJs-rrr.ch Je« Schlich«

tungsa___.scha.sses MU. PiiWü, vjhr'-nd die Oft*fcraakSf?k6t$t in B. ifegcfc^Usf
hat. Aus diesem Gr^ndf beantragen vir beim Herrn Dcmöbihnachtingskom«.

missar VerbiatfHchefMfrMfl des BckkititEfcbti und litten, Uiorui An¬

trag tu entsprochen. Sollte der Herr DcmobilmacIianfcakomniisM-r n^ch oiM

mündliche VerhafttflMf ansetzen, so bitten \<i:t fli unterzeichnete ÜnpM*«

sation rechtzeitig zu benachrichtigen. Angesr'jlits der Tatsache daB der Vor¬

hand der Ortefaraatfmkaaif in Ü. terefe teinen Betcktal iiinsichilich Jer Bm<
.

nfctMf des Oe^chMtsfuV.rcrs ^%r^it\: bat ial er ib^ohrt kci:i losiatei Ver-

sUlndnis besitzt, Inffen wir auf uie VcrklaitlickerkUfm de> Schicds-

iprvcfcti M

Mit Schreibe« vom 90. Dezember 1922 — 1.015081 —

erklärte der Regienniffsprfisideill als Dtmohüniachinigsloni-

missar den Scliiedcspruch lolgeodermtBeo für verbindlich:

..Ai-f den Antrag vom 20. d. M.

Pen in der StftJtstfca des SaatralvtfkMtfet der Aajctttelltca ia lUmmövtt

gegen den Vorstaiid tet 0\ UkrattkettkasM in tt. trecea CtostsfeM des ICmsm«

fihrers A. in di^ ReicktkefoMttigtordaiiMI vom ScbUcfctttftfsaMidHrfi In Cd!«

vom 16. Dezember 1922 gefällten Schfe4sspr*cft erkläre Ick hlern.it für

verbindlich.4* In Atiftraje gez. Untcrschrrft/4

Durch den Vertreter des zuständigen Obervcrsicherm^s-

amts, Herrn Oberresterimcsral von Yci'.agcn, wurde nunmehr

auf den Regierungspräsidenten eingewirkt, worauf dieser, nach¬

dem er zuvor versucht hatte, nachträglich einen Vergleich

zwischen den Parteien herbeizuführen, die Verbindlicherklärami
des Schiedsspruches Wide r r Ie f.

Diese in der Praxis des TarifvertragsWesens wohl einzig

dastehende Handlungsweise kennzeichnet {reifend die Ein¬

stellung der Behörden gegenüber dem anerkannten Tarifrecht

der Krankenkassenangesteüten. (ianz abgesehen da*ron, daß

rechtlich dieser Widerru! der Vcrbindllcherklarnng unzvlissig

tstf müssen wir eegen eine derartige Praxis in Tarifvertrags«

nnd Schlichtungswesen energisch Einspruch erheben. Wohin

sollte es führen, wemi einmal ausgesprochene Verbindlich«

erklfirungen iederzett von den Demobi mach mtrskommi^saren

beliebig wieder aufgehoben werden können. Es würde die

Qrundlage der heutigen Rechtsprecha— nur noch me«ir er¬

schüttern, »ls es bis beute schon de ist Mit gleichem

Recht könnte auch seitens der 7r'»l »chtrftglich eine

Revision ihrer eigenen Urteile her .
werden. Wir

werden, ungeachtet der Zurückziehung des Demobilmachungs*

kommissars1 aui dorn gesetzmüßigen Wege die Oehaltsdifferen«

zen eink *gen und wollen einmal sehen < h solche willkürliche

Handhabung der Gesetze arch durch deutscht) Gerichte sank¬

tioniert Verden wird*
m
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